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1.  Sind Verlustverrechnungsbeschränkungen für Aktienveräußerungsverluste 
verfassungswidrig? 

Der Bundesfinanzhof hat dem Bundesverfassungsgericht die Frage vorgelegt, ob es 
mit dem Grundgesetz vereinbar ist, dass Verluste aus der Veräußerung von Aktien 
nur mit Gewinnen aus der Veräußerung von Aktien und nicht mit sonstigen 
positiven Einkünften aus Kapitalvermögen verrechnet werden dürfen. 

Das Unternehmenssteuerreformgesetz 2008 hat die Besteuerung von Kapitalanlagen, 
die dem steuerlichen Privatvermögen zuzurechnen sind, grundlegend neugestaltet. 
Durch die Zuordnung von Gewinnen aus der Veräußerung von Kapitalanlagen (u. a. 
Aktien) zu den Einkünften aus Kapitalvermögen unterliegen die dabei realisierten 
Wertveränderungen (Gewinne und Verluste) in vollem Umfang und unabhängig von 
einer Haltefrist der Besteuerung. Da Einkünfte aus Kapitalvermögen grundsätzlich 
abgeltend mit einem speziellen Steuersatz von 25 % besteuert werden, sieht das 
Einkommensteuergesetz vor, dass Verluste aus Kapitalvermögen nur mit sonstigen 
positiven Einkünften aus Kapitalvermögen ausgeglichen werden dürfen. Eine 
zusätzliche Verlustverrechnungsbeschränkung gilt für Verluste aus der Veräußerung 
von Aktien. Diese dürfen nicht mit anderen positiven Einkünften aus Kapital-
vermögen, sondern nur mit Gewinnen, die aus der Veräußerung von Aktien 
entstehen, ausgeglichen werden. Nach der Gesetzesbegründung sollen dadurch 
Risiken für den Staatshaushalt verhindert werden. 

Im Streitfall hatte der Kläger aus der Veräußerung von Aktien ausschließlich 
Verluste erzielt. Er beantragte, diese Verluste mit seinen sonstigen Einkünften aus 
Kapitalvermögen, die nicht aus Aktienveräußerungsgewinnen bestanden, zu 
verrechnen. 

Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs bewirke das Einkommensteuergesetz eine 
verfassungswidrige Ungleichbehandlung, weil sie Steuerpflichtige ohne recht-
fertigenden Grund unterschiedlich behandelt, je nachdem, ob sie Verluste aus der 
Veräußerung von Aktien oder aus der Veräußerung anderer Kapitalanlagen erzielt 
haben. Eine Rechtfertigung für diese nicht folgerichtige Ausgestaltung der Verlust-
ausgleichsregelung für Aktienveräußerungsverluste ergebe sich weder aus der 
Gefahr der Entstehung erheblicher Steuermindereinnahmen noch aus dem 
Gesichtspunkt der Verhinderung missbräuchlicher Gestaltungen oder aus anderen 
außerfiskalischen Förderungs- und Lenkungszielen. 

 



 

Seite 3 von 5 
 

2. Berechnungsparameter für die Vermeidung einer doppelten Besteuerung von 
Renten 

Der Bundesfinanzhof hat erstmals genaue Berechnungsparameter für die 
Vermeidung einer doppelten Besteuerung von Renten festgelegt und zeigte damit 
drohende doppelte Besteuerung künftiger Rentnergenerationen auf. 

Zwar hatte die Revision des Klägers – der eine seit dem Jahr 2007 laufende Rente mit 
entsprechend hohem Rentenfreibetrag bezieht – keinen Erfolg. Allerdings ergibt sich 
auf der Grundlage der Berechnungsvorgaben des Bundesfinanzhofs, dass spätere 
Rentnerjahrgänge von einer doppelten Besteuerung ihrer Renten betroffen sein 
dürften. Dies folge daraus, dass der für jeden neuen Rentnerjahrgang geltende 
Rentenfreibetrag mit jedem Jahr kleiner werde. Er dürfte daher künftig rechnerisch 
in vielen Fällen nicht mehr ausreichen, um die aus versteuertem Einkommen 
geleisteten Teile der Rentenversicherungsbeiträge zu kompensieren. 

Im Streitfall wandte sich der Kläger dagegen, dass das Finanzamt – entsprechend der 
gesetzlichen Übergangsregelung – 46 % der ausgezahlten Rente als steuerfrei 
behandelt und die verbleibenden 54 % der Einkommensteuer unterworfen hatte. Der 
Kläger hat eine eigene Berechnung vorgelegt, nach der er rechnerisch deutlich mehr 
als 46 % seiner Rentenversicherungsbeiträge aus seinem bereits versteuerten 
Einkommen geleistet hat. Nach seiner Auffassung liege deshalb eine verfassungs-
widrige doppelte Besteuerung von Teilen seiner Rente vor. Das Finanzgericht sah 
dies anders und wies die Klage ab. 

Auch der Bundesfinanzhof folgte der Auffassung des Klägers nicht. Vielmehr halte 
er an seiner bisherigen, vom Bundesverfassungsgericht bestätigten Rechtsprechung 
zur Rentenbesteuerung fest, nach der sowohl der mit dem Alterseinkünftegesetz 
eingeleitete Systemwechsel zur nachgelagerten Besteuerung von Altersbezügen als 
auch die gesetzlichen Übergangsregelungen im Grundsatz verfassungskonform 
seien. Klar sei danach aber auch, dass es im konkreten Einzelfall nicht zu einer 
doppelten Besteuerung von Renten kommen dürfe. Eine solche doppelte 
Besteuerung werde vermieden, wenn die Summe der voraussichtlich steuerfrei 
bleibenden Rentenzuflüsse (kurz: steuerfreier Rentenbezug) mindestens ebenso 
hoch sei wie die Summe der aus dem bereits versteuerten Einkommen aufge-
brachten Rentenversicherungsbeiträge. Der Bundesfinanzhof hat konkrete 
Berechnungsparameter für die Ermittlung einer etwaigen doppelten Besteuerung 
von Renten festgelegt. Dabei hat er klargestellt, dass zum steuerfreien Rentenbezug 
nicht nur die jährlichen Rentenfreibeträge des Rentenbeziehers, sondern auch die 
eines etwaig länger lebenden Ehegatten aus dessen Hinterbliebenenrente zu rechnen 
sind. 
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3. Bei privaten Renten kann es systembedingt nicht zu doppelter Besteuerung 
kommen 

Der Bundesfinanzhof hat Streitfragen zum Problem der sog. doppelten 
Rentenbesteuerung geklärt. Er hat nicht nur über die Behandlung von Leistungen 
aus der freiwilligen Höherversicherung zur gesetzlichen Altersrente und Fragen der 
sog. Öffnungsklausel entschieden. Er hat auch klargestellt, dass es bei Renten aus 
privaten Kapitalanlageprodukten außerhalb der Basisversorgung (kurz: privaten 
Renten), die lediglich mit dem jeweiligen Ertragsanteil besteuert werden, system-
bedingt keine Doppelbesteuerung geben kann. 

 

4. Kapitaleinkünfte aus betrügerischem Schneeballsystem sind grundsätzlich 
nicht mehr der Einkommensteuerfestsetzung zugrunde zu legen 

Kapitaleinkünfte aus vorgetäuschten Gewinnen im Rahmen eines Schneeballsystems 
unterliegen der Besteuerung, wenn der Anleger über diese, z. B. durch eine 
Wiederanlage (Novation), verfügt und der Schuldner der Kapitalerträge zu diesem 
Zeitpunkt leistungsbereit und leistungsfähig ist. Dies gilt auch dann, wenn das 
Schneeballsystem zu einem späteren Zeitpunkt zusammenbricht und der Anleger 
sein Geld verliert. 

Nach Auffassung des Bundesfinanzhofs ist jedoch nicht nur bei der Besteuerung der 
Scheinrenditen auf die subjektive Sicht des Anlegers abzustellen, sondern auch bei 
der Frage, ob die Abgeltungswirkung für die von dem Betreiber des 
Schneeballsystems einbehaltene Kapitalertragsteuer eintritt. Wenn der Anleger 
davon ausgehen konnte, dass die Scheinrenditen dem Steuerabzug unterlegen haben, 
sei die Einkommensteuer abgegolten. Dies gelte auch dann, wenn die 
Kapitalertragsteuer von dem Betrüger nicht beim Finanzamt angemeldet und 
abgeführt wurde und dieser keine Genehmigung nach dem Kreditwesengesetz hatte. 
Die Scheinrenditen seien dem Anleger in diesem Fall allerdings in voller Höhe, also 
auch unter Berücksichtigung der einbehaltenen Kapitalertragsteuer zugeflossen, da 
der Einbehalt für Rechnung des Steuerpflichtigen als Gläubiger der Kapitalerträge 
erfolgte. 

 

5. Ertragsteuerliche Erfassung der Zinsen auf Steuernachforderungen und 
Steuererstattungen 

Das Bundesfinanzministerium hat am 16.03.2021 ein Schreiben zur ertragsteuer-
lichen Erfassung der Zinsen auf Steuernachforderungen und Steuererstattungen 
veröffentlicht. Zinsen auf Steuernachforderungen können ab dem Veranlagungs-
zeitraum 1999 nicht mehr steuermindernd geltend gemacht werden. Demgegenüber 
führen Zinsen auf Steuererstattungen beim Gläubiger zu Einkünften aus 
Kapitalvermögen oder zu Einkünften anderer Art. Das neue Schreiben sieht nun vor, 



 

Seite 5 von 5 
 

dass – zur Vermeidung unbilliger Härten – auf Antrag Erstattungszinsen durch 
Verzinsung von Steuernachforderungen und Steuererstattungen nicht in die 
Steuerbemessungsgrundlage einzubeziehen sind, soweit ihnen nicht abziehbare 
Nachzahlungszinsen gegenüberstehen, die auf ein und demselben Ereignis beruhen. 
Dabei sind Erstattungszinsen und die diesen gegenüberstehenden Nachzahlungs-
zinsen auf den Betrag der jeweils tatsächlich festgelegten Zinsen begrenzt. 

 

6. Steuerliche Nutzungsdauer für beruflich angeschaffte Computer, Drucker, 
Software etc. verkürzt 

Wer sich für die Arbeit auf eigene Kosten Computer, Drucker oder Software etc. 
anschafft, kann das steuermindernd geltend machen. Ab dem Veranlagungsjahr 
2021 können die Kosten sogar vollständig im Jahr des Kaufes abgesetzt werden. 

Die Änderung dieser Steuervorschrift betrifft eine Vielzahl an Käufen, von 
Computerhardware über Peripheriegeräte und Zubehör bis hin zu Betriebs- und 
Anwendersoftware. Wird die Technik mindestens zu 90 Prozent beruflich genutzt, ist 
die vollständige Abschreibung des Kaufpreises als Werbungskosten erlaubt. Wenn 
der private Nutzungsanteil mehr beträgt, ist zwischen privater und beruflicher 
Nutzung abzugrenzen. Nur der berufliche Anteil ist gemessen am Kaufpreis 
absetzbar. 

Bisher mussten Computer, Drucker und Software mit einem Anschaffungspreis 
über 800 Euro netto über den Zeitraum von drei bis fünf Jahren abgeschrieben 
werden. Der Kaufpreis wurde also auf mehrere Steuerjahre aufgeteilt. Dem liegt die 
AfA-Tabelle zur Abschreibung für allgemeine Anlagegüter zugrunde. Die 
Finanzverwaltung hat die steuerlichen Abschreibungsregelungen nun geändert: Seit 
dem 1. Januar 2021 wird eine gewöhnliche Nutzungsdauer von einem Jahr 
angenommen. Dies gilt auch rückwirkend für noch nicht vollständig abgeschriebene 
Geräte. 

Hinweis: 

Macht die private Nutzung einen nicht unerheblichen Anteil aus, sollte man ggf. mit 
dem Arbeitgeber die Sachlage besprechen. Die private Nutzung von betrieblichen 
Personalcomputern ist nämlich steuerfrei und der Arbeitgeber hat stets die 
Möglichkeit der Sofortabschreibung! 


